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1 Arbeitsgruppe Kritische Infrastrukturen
Dieses Dokument wurde von Mitgliedern der unabhängigen Arbeitsgruppe Kritische 
Infrastrukturen (AG KRITIS) erstellt.

Wir haben uns im Frühjahr 2018 erstmals zusammengefunden, um Ideen und Anregungen zur 
Erhöhung der Resilienz und Sicherheit kritischer Dienstleistungen von Betreibern kritischer 
Infrastrukturen im Sinne des Gemeinwohls zu entwickeln. Unser Ziel ist es, die 
Versorgungssicherheit der deutschen Bevölkerung zu erhöhen, indem wir die 
Bewältigungskapazitäten des Staates zur Bewältigung von Großschadenslagen, die durch 
Cyberangriffe hervorgerufen wurden, ergänzen und erweitern wollen. Unsere Arbeitsgruppe ist 
unabhängig von Staat, Verwaltung oder wirtschaftlichen Interessen.

Die AG KRITIS besteht aus ca. 23 Fachleuten und Experten, die sich mit Kritischen 
Infrastrukturen (KRITIS) beruflich beschäftigen, zum Beispiel durch Planung, Aufbau, Betrieb 
sowie Beratung, Forschung oder Prüfung der beteiligten Systeme und Anlagen.
Unser Engagement ist getrieben von der Motivation, unabhängig von wirtschaftlichen 
Interessen eine nachhaltige Verbesserung der Sicherheit jener Anlagen kooperativ mit allen 
Beteiligten herbeizuführen und damit im Katastrophenfall die öffentliche Sicherheit zu 
verbessern. Wir sind kein Wirtschaftsverband oder Unternehmen und haben daher auch und 
insbesondere keine Sponsoren.

Uns eint, dass wir durch unsere Arbeit unabhängig voneinander zu dem Schluss gekommen 
sind, dass die Ressourcen der Bundesrepublik Deutschland zur Bewältigung von 
Großschadenslagen auf Grund von informations- und operationstechnischen Vorfällen im 
Bereich der Kritischen Infrastrukturen nicht ausreichen. In der Folge sind resultierende Krisen 
oder Katastrophen nicht oder kaum zu bewältigen. Es sollen daher Wege gefunden werden, das 
Eintreten gravierender Folgen dieser Vorfälle durch schnelles und kompetentes Handeln zu 
verhindern oder zumindest abzuschwächen und eine Regelversorgung in kürzest möglicher Zeit 
wieder sicherzustellen.
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2 Stellungnahme

2.1 Vorbemerkung und zusammenfassende Position

Der Änderungsantrag Vorlage 8/1930 ersetzt Artikel 7 des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
(Drucksache 8/2487) vollständig und fügt in das Thüringer Transparenzgesetz (ThürTG) einen 
neuen § 2 Abs. 8 sowie eine neue Begriffsbestimmung in § 3 Abs. 1 Nr. 9 ein. Wir empfehlen dem 
Ausschuss für Inneres, Kommunales und Landesentwicklung die ersatzlose Streichung des Artikels 
7 in der Fassung der Vorlage 8/1930. Der Artikel ist aus dem Ersten Thüringer Entlastungsgesetz 
herausgenommen und zur Fortberatung in diesen Ausschuss zurückgestellt worden. Er sollte nicht 
wieder eingebracht, sondern aufgegeben werden.

Diese Empfehlung beruht nicht auf einer Ablehnung des Schutzes kritischer Infrastrukturen, 
sondern auf dessen Zielsetzung. Die geltende Fassung des § 12 ThürTG findet unsere ausdrückliche 
Zustimmung. Der dort gewählte Regelungsansatz, nämlich eine abschließende Aufzählung konkret 
benannter, geschützter Rechtsgüter in Verbindung mit dem Erfordernis einer konkreten Gefährdung 
und einer gerichtlich überprüfbaren Begründung, ist der richtige Weg. Der Änderungsantrag verlässt 
diesen Weg. Er definiert keine schutzwürdigen Rechtsgüter, sondern pauschale Bereichsausnahmen, 
die an Objekt-, Einrichtungs- und Sektorklassen anknüpfen. Pauschale Bereichsausnahmen dieser 
Art sind abzulehnen.

Hinzu tritt ein fachlicher Befund aus unserer Arbeitspraxis: Geheimhaltung von 
Infrastrukturinformationen erhöht die Resilienz kritischer Infrastrukturen nicht. Sie erzeugt eine 
Sicherheitsillusion, erschwert die Unfallvermeidung im Tiefbau und die Arbeit der Einsatzkräfte 
und lenkt Ressourcen und politische Aufmerksamkeit von den Maßnahmen ab, die 
Versorgungsausfälle tatsächlich verhindern. Die inhaltlichen Einzelheiten hierzu finden sich in den 
Antworten zu den Fragen 9 und 18.

2.2 Antworten auf den Fragenkatalog

Frage 1

Der Artikel wurde aus dem Entlastungsgesetz herausgenommen und soll nun gesondert behandelt 
werden. Ist damit aus Ihrer Sicht auch der ursprüngliche Begründungszusammenhang 
„Bürokratieabbau" entfallen, sodass die Regelung nun primär daran zu messen ist, ob sie 
Transparenz erhält oder einschränkt?

Ja. Der Begründungszusammenhang des ursprünglichen Artikels 7 ist entfallen. Der ursprüngliche 
Artikel 7 der Drucksache 8/2487 war ausweislich der Begründung auf Seite 43 und auf den Seiten 
60 bis 62 darauf gerichtet, Aufwand zu reduzieren. Die dort vorgesehenen Maßnahmen waren die 
Umwandlung des § 6 Abs. 3 Satz 1 ThürTG in eine Kann-Bestimmung, die Aufhebung des 
Widerspruchsverfahrens für oberste Landesbehörden nach § 21 Satz 4 ThürTG sowie die 
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Folgeänderungen in § 23 ThürTG. Der Änderungsantrag lässt diese Änderungen sämtlich entfallen; 
er benennt das auf Seite 3 seiner Begründung selbst.

Wir weisen allerdings darauf hin, dass auch die verbleibende Regelung eine Entlastungswirkung 
hat, die in der Begründung nicht offengelegt wird. Nach geltendem Recht muss die öffentliche 
Stelle für jede Ablehnung feststellen, dass das Bekanntwerden der konkreten Information eine 
konkrete Gefährdung eines konkret benannten Rechtsguts begründen kann, sie muss diese 
Feststellung nach § 12 Abs. 4 Satz 1 ThürTG gerichtlich überprüfbar begründen, sie muss nach § 10 
Abs. 5 ThürTG den Teilzugang prüfen und sie muss gegebenenfalls nach § 14 ThürTG abwägen. 
Nach dem neuen § 2 Abs. 8 entfällt dieser gesamte Vorgang. Es genügt künftig, dass die 
Information einer der in Satz 2 genannten Kategorien zuzuordnen ist und dass eine 
Beeinträchtigung eintreten kann. Wir gehen daher davon aus, dass der Verwaltungsaufwand bei der 
Bearbeitung von Anträgen nach dem Thüringer Transparenzgesetz tatsächlich sinken würde.

Diese Entlastung ist jedoch kein Bürokratieabbau im Sinne des Ersten Thüringer 
Entlastungsgesetzes. Sie entsteht nicht durch die Vereinfachung eines Verfahrens, sondern durch 
den Fortfall genau derjenigen Prüfungs-, Begründungs- und Abwägungspflichten, die den 
Informationszugang für die Betroffenen und für die Gerichte überhaupt erst kontrollierbar machen. 
Jedes Verwaltungsverfahren wird günstiger, wenn man die rechtsstaatlichen Sicherungen aus ihm 
entfernt. Als Rechtfertigung trägt das nicht.

Die Regelung ist daher allein daran zu messen, ob sie Transparenz erhält oder einschränkt. Sie 
schränkt Transparenz ein, und zwar nicht punktuell, sondern im gesamten Bereich der 
Daseinsvorsorge. Näheres in den Antworten zu den Fragen 3, 5 und 8.

Frage 2

In der ersten Anhörung wurde darauf hingewiesen, dass weniger aktive Veröffentlichungspflichten 
nicht zwingend zu weniger Verwaltungsaufwand führen, sondern zu mehr Einzelanträgen und damit  
zu neuer Bürokratie führen können. Halten Sie diese Gefahr weiterhin für realistisch?

Die Gefahr ist im Grundsatz realistisch. Für den vorliegenden Änderungsantrag stellt sie sich jedoch 
nicht, weil die Umwandlung der Transparenzpflichten in Kann-Bestimmungen entfallen ist.

Der Änderungsantrag wirkt anders. Da § 2 Abs. 8 den Anwendungsbereich des gesamten Gesetzes 
beschränkt, erfasst er die proaktive Informationsbereitstellung nach den §§ 5 bis 7 ThürTG und das 
Antragsverfahren nach den §§ 9 bis 15 ThürTG gleichermaßen. Es entfällt also nicht nur die aktive 
Veröffentlichung, sondern zugleich der Antragsweg. Eine Verlagerung auf Einzelanträge findet 
damit nicht statt; die Öffentlichkeit wird insgesamt ausgeschlossen. Neue Bürokratie entsteht 
dadurch nicht. Der Verwaltungsaufwand wird vielmehr sinken, weil mit dem Anwendungsbereich 
zugleich die Prüfungs-, Begründungs- und Abwägungspflichten entfallen. Vergleiche die Antworten 
zu den Fragen 1 und 5.
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Frage 3

Der Änderungsantrag ersetzt die ursprünglich weitgehenden Ausnahmen durch einen neuen 
Ausschluss für sicherheitsrelevante Informationen, insbesondere im Bereich kritischer Infrastruktur,  
Gefahrenabwehr, Katastrophenschutz, Bevölkerungsschutz und zivile Verteidigung. Sind diese 
Ausnahmen aus Ihrer Sicht hinreichend eng und bestimmt gefasst, oder besteht die Gefahr eines zu 
weiten Transparenzausschlusses?

Die Ausnahmen sind weder eng noch bestimmt gefasst. Es besteht die Gefahr eines zu weiten 
Transparenzausschlusses, und zwar aus mehreren voneinander unabhängigen Gründen.

Erstens ist die Norm bereits in sich unklar aufgebaut. § 2 Abs. 8 Satz 1 verweist auf „die in den 
Nummern 1 bis 4 genannten Schutzgüter". Die Nummern 1 bis 4 benennen jedoch keine 
Schutzgüter im Sinne von Rechtsgütern, sondern Klassen von Einrichtungen, Anlagen, Objekten 
und Strukturen. Die Norm knüpft damit nicht an ein zu schützendes Rechtsgut an, sondern an die 
Zugehörigkeit eines Objekts zu einer Kategorie. Das ist der entscheidende systematische 
Unterschied zum geltenden § 12 Abs. 1 ThürTG, der eine abschließende Aufzählung konkreter 
Rechtsgüter enthält.

Zweitens ist die Begriffsbestimmung in § 3 Abs. 1 Nr. 9 zirkulär. Sicherheitsrelevante 
Informationen werden dort als Informationen definiert, die die Sicherheit betreffen. Der Begriff 
wird also mit sich selbst erklärt. Eine solche Bestimmung leistet keine Begrenzung.

Drittens ist § 3 Abs. 1 Nr. 9 seinem Wortlaut nach nicht auf die Schutzgüter des § 2 Abs. 8 begrenzt. 
Erfasst sind danach Informationen, welche die Sicherheit, Funktionsfähigkeit oder Resilienz 
kritischer Infrastruktur „oder sonstiger Einrichtungen, Anlagen oder Teile hiervon" betreffen. Der 
Zusatz „sonstiger" ist unbegrenzt. Die Begründung auf Seite 6 behauptet, die Definition begrenze 
den Anwendungsbereich des § 2 Abs. 8. Der Wortlaut bewirkt das Gegenteil. Näheres in der 
Antwort zu Frage 16.

Viertens ist Nummer 3 praktisch unbegrenzt, weil sie auf Einrichtungen und sonstige Strukturen 
abstellt, die zur Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsfunktionen unabdingbar notwendig 
sind. Auch Nummer 4 ist offen, da die Begründung auf Seite 5 zivile Objekte als Gebäude, Anlagen, 
Einrichtungen, Verkehrswege, Flächen „oder sonstige Infrastrukturen" beschreibt.

Fünftens erklärt die Begründung auf Seite 4 ausdrücklich, dass auch die Zusammenführung 
mehrerer für sich genommen weniger sensibler Einzelinformationen erfasst sein kann. Damit wird 
jede Einzelinformation potenziell erfassbar, weil sich für nahezu jede Information ein denkbarer 
Zusammenführungskontext konstruieren lässt. Diese Erwägung hebt die verbleibende 
Begrenzungswirkung der Norm vollständig auf.
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Frage 4

Der vorgelegte Änderungsantrag verabschiedet sich nun von der im ursprünglichen Gesetzentwurf 
(Entlastungsgesetz) zunächst vorgesehenen Einschränkung der Transparenzpflichten (insbesondere 
§ 6 Nr. 3/Muss-zu-Kann-Regelung) und führt nun neue Beschränkungen bei der 
Informationsfreiheit ein, halten Sie es rechtsstaatlich und gesetzessystematisch für überzeugend, 
sicherheitsrelevante Informationen über kritische Infrastrukturen in § 2 Thüringer 
Transparenzgesetz (ThürTG) aus dem Anwendungsbereich des Transparenzgesetzes 
herauszunehmen, statt sie als eng gefassten Ablehnungsgrund im bestehenden System des § 12 
ThürTG zu regeln?

Nein. Wir halten die Verortung in § 2 ThürTG weder rechtsstaatlich noch gesetzessystematisch für 
überzeugend.

Das ThürTG unterscheidet systematisch zwischen der Frage, ob das Gesetz anwendbar ist, und der 
Frage, ob im Einzelfall ein Ausschlussgrund vorliegt. Die erste Frage regelt § 2, die zweite regeln 
die §§ 12 bis 14. Die Ausnahmen des § 2 betreffen bislang institutionelle und funktionale 
Abgrenzungen, etwa die wirtschaftliche Betätigung, die Forschung, die journalistische Tätigkeit des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks oder Verfahrensakten der Gerichte und Finanzbehörden. Sie 
knüpfen an die Art der wahrgenommenen Aufgabe an, nicht an den Inhalt einzelner Informationen. 
Der neue Absatz 8 durchbricht diese Systematik, weil er eine inhaltsbezogene Bewertung einzelner 
Informationen in die Anwendungsbereichsnorm verlagert. Inhaltsbezogene Bewertungen gehören in 
die §§ 12 bis 14.

Die Begründung des Änderungsantrags trägt diesen Systembruch nicht. Auf Seite 4 wird ausgeführt, 
der Schutz über § 12 ThürTG sei unzureichend, weil in diesen Fällen nicht nur der 
Informationszugang selbst, sondern bereits die Begründung der Ablehnung typischerweise die 
geheimhaltungsbedürftige Information offenbare. Genau diesen Fall regelt § 12 Abs. 4 Satz 1 
ThürTG bereits ausdrücklich. Danach sind die Ablehnungsgründe so detailliert und nachvollziehbar 
darzulegen, dass ihr Vorliegen von einem Gericht geprüft werden kann, ohne dass hierbei ein 
Rückschluss auf die geschützte Information möglich ist. Der geltende § 12 löst das Problem, dessen 
Unlösbarkeit der Änderungsantrag zur Begründung seiner Notwendigkeit anführt.

Ebenfalls unzutreffend ist die implizite Annahme, § 12 ThürTG wirke nur im Antragsverfahren. § 5 
Abs. 4 Nr. 2 ThürTG bestimmt, dass Veröffentlichungen zu unterbleiben haben, soweit ein Antrag 
auf Informationszugang nach den §§ 12 bis 14 abzulehnen wäre; über § 6 Abs. 3 Satz 2 ThürTG gilt 
dies auch für die Transparenzpflichten. Die bestehenden Ausschlussgründe wirken damit bereits 
heute auf beiden Wegen der Informationsbereitstellung.

Der geltende § 12 ThürTG mit seiner abschließenden Aufzählung konkreter Rechtsgüter ist der 
richtige Regelungsansatz. Wir halten eine Änderung nicht für erforderlich. Vergleiche hierzu auch 
die Antwort zu Frage 6.
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Frage 5

Welche Folgen hätte diese Einordnung für Begründungspflichten, Teilzugang, Kontrolle durch den 
Landesbeauftragten für Informationsfreiheit und gerichtliche Überprüfbarkeit?

Die Einordnung in § 2 ThürTG hat zur Folge, dass sämtliche Verfahrens- und Kontrollmechanismen 
des Gesetzes entfallen, weil das Gesetz insoweit nicht gilt. Im Einzelnen:

Die Begründungspflichten entfallen. § 10 Abs. 6 Satz 3 ThürTG, wonach die 
Ablehnungsentscheidung zu begründen ist, und § 12 Abs. 4 Satz 1 ThürTG, der die 
Begründungstiefe im Hinblick auf die gerichtliche Überprüfbarkeit näher bestimmt, sind nicht mehr 
anwendbar. Die ablehnende Stelle muss künftig lediglich behaupten, das Gesetz sei nicht 
anwendbar.

Der Teilzugang entfällt. § 10 Abs. 5 ThürTG, der bei nur teilweise bestehendem Anspruch die 
Abtrennung und Unkenntlichmachung sowie die Angabe von Art und Umfang dieser Maßnahmen 
vorschreibt, findet keine Anwendung mehr. Ebenso entfällt § 10 Abs. 6 Satz 1 ThürTG, der die 
Mitteilung vorsieht, ob und gegebenenfalls wann der Zugang zu einem späteren Zeitpunkt möglich 
ist. Damit entfallen zugleich die zeitliche Zurückstellung und die Möglichkeit, über § 11 Abs. 1 Satz 
2 ThürTG eine weniger eingriffsintensive Zugangsart wie eine aggregierte Auskunft zu wählen. 
Näheres in der Antwort zu Frage 17.

Die Abwägung entfällt. § 14 ThürTG, der die Berücksichtigung des Gesetzeszwecks nach § 1 
ThürTG anordnet, setzt die Anwendbarkeit des Gesetzes voraus.

Die Kontrolle durch den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit entfällt weitgehend. Nach 
§ 19 Abs. 1 Satz 2 ThürTG überwacht er die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes. Gilt 
das Gesetz nicht, fehlt der Prüfungsmaßstab. Die Anrufung nach § 17 ThürTG bleibt zwar formal 
möglich, läuft aber inhaltlich leer, weil eine Verletzung des Rechts auf Informationszugang nach 
diesem Gesetz nicht in Betracht kommt, wenn das Gesetz keine Anwendung findet. Auch der 
Hinweis auf die Anrufungsmöglichkeit nach § 10 Abs. 6 Satz 4 und § 12 Abs. 4 Satz 2 ThürTG 
entfällt.

Die gerichtliche Überprüfbarkeit wird auf die Vorfrage der Anwendbarkeit reduziert. Diese Prüfung 
läuft praktisch leer, weil § 2 Abs. 8 Satz 1 lediglich verlangt, dass eine Beeinträchtigung eintreten 
„kann". Näheres in der Antwort zu Frage 8. Da zugleich die Begründungspflicht nach § 12 Abs. 4 
Satz 1 ThürTG entfällt, fehlt dem Gericht der Anknüpfungspunkt für eine Kontrolle.

Im Ergebnis wird die Entscheidung über den Informationszugang zu einer Selbstkontrolle der 
ablehnenden Stelle ohne wirksame externe Überprüfung.
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Frage 6

Der geltende § 12 ThürTG enthält bereits Ablehnungsgründe zum Schutz der Landesverteidigung, 
der inneren Sicherheit, der öffentlichen Sicherheit, von Geheimhaltungspflichten und 
Verschlusssachen. Können Sie konkrete Fallgruppen benennen, in denen diese bestehenden 
Schutzmechanismen nach geltendem Recht nicht ausreichen würden, um tatsächlich gefährliche 
Informationen über kritische Infrastrukturen zurückzuhalten?

Nein. Wir können keine solche Fallgruppe benennen.

Uns ist ferner kein Fall bekannt und in den vorgelegten Materialien wird kein Fall dargelegt, in dem 
eine nach dem ThürTG erteilte Auskunft zu einem Schaden an einer kritischen Infrastruktur in 
Thüringen geführt hätte. Eine gesetzgeberische Maßnahme dieser Eingriffstiefe bedarf einer 
empirischen Grundlage. Diese fehlt.

Frage 7

Wäre es sinnvoll, die Zugänglichkeit (mittels Antrag) von Informationen über kritische Infrastruktur  
auf bestimmte besondere Interessen wie journalistische und wissenschaftliche Arbeit einzugrenzen, 
um einen Kompromiss zwischen dem Schutz kritischer Infrastruktur und der Transparenz 
öffentlicher Stellen zu schaffen?

Nein. Wir lehnen eine solche Eingrenzung ab.

Rechtssystematisch würde damit der voraussetzungslose Informationszugang aufgegeben, der nach 
§ 4 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 1 Abs. 1 ThürTG jeder natürlichen und juristischen Person 
sowie nicht rechtsfähigen Vereinigungen von Bürgerinnen und Bürgern zusteht. An seine Stelle träte 
eine Darlegungslast der antragstellenden Person hinsichtlich eines besonderen Interesses. Das kehrt 
die Grundstruktur des Gesetzes um: Nicht mehr die Behörde müsste die Geheimhaltung begründen, 
sondern die Antragstellerin oder der Antragsteller müsste den Zugang rechtfertigen. Eine solche 
Beweislastumkehr lehnen wir ab. Sie träfe zudem gerade diejenigen Personen und 
Zusammenschlüsse, die vor Ort unmittelbar betroffen sind, etwa Anwohnerinnen und Anwohner 
einer Anlage oder kommunale Initiativen, ohne dass ein Sicherheitsgewinn entstünde.

Sicherheitsfachlich ist die Anknüpfung an die Person der Antragstellerin oder des Antragstellers 
ungeeignet. Ob eine Information zur Vorbereitung eines Angriffs ausnutzbar ist, ist eine Eigenschaft 
der Information, nicht eine Eigenschaft der anfragenden Person. Wer eine Sabotagehandlung plant, 
kann sich journalistischer oder wissenschaftlicher Tätigkeit bedienen, über Dritte anfragen oder die 
Information auf anderem Wege beschaffen. Umgekehrt gilt: Eine Information, die tatsächlich 
unmittelbar zur Vorbereitung eines Angriffs geeignet ist, darf auch Journalistinnen und Journalisten 
sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern nicht herausgegeben werden. Der Vorschlag löst 
das Problem daher nicht, sondern ersetzt eine inhaltliche Prüfung durch eine Statusprüfung, die 
keinen Schutz bewirkt.
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Frage 8

Der Änderungsantrag stellt darauf ab, ob das Bekanntwerden sicherheitsrelevanter Informationen 
die Sicherheit, Funktionsfähigkeit oder Resilienz kritischer Infrastruktur „beeinträchtigen kann". 
Halten Sie diese Schwelle für hinreichend bestimmt und verhältnismäßig oder sollte stattdessen 
eine konkrete, nachvollziehbare und erhebliche Gefährdung beziehungsweise eine auf tatsächliche 
Anhaltspunkte gestützte Gefahrenprognose verlangt werden?

Die Schwelle ist weder hinreichend bestimmt noch verhältnismäßig. Erforderlich wäre eine 
konkrete, auf tatsächliche Anhaltspunkte gestützte Gefahrenprognose sowie eine erhebliche 
Beeinträchtigung.

Der Vergleich mit dem geltenden Recht macht die Absenkung sichtbar. § 12 Abs. 1 Nr. 1 ThürTG 
verlangt, dass das Bekanntwerden eine konkrete Gefährdung begründen kann. Nach der in der 
Begründung des Änderungsantrags auf Seite 3 zutreffend wiedergegebenen amtlichen Begründung 
zum ThürTG ist hierfür eine konkrete Gefahrenlage darzulegen. § 2 Abs. 8 Satz 1 in der Fassung 
des Änderungsantrags verlangt demgegenüber nur, dass eine Beeinträchtigung eintreten kann. 
Damit genügt die abstrakte Möglichkeit einer Beeinträchtigung.

Diese Absenkung ist keine Feinjustierung, sondern hebt die Begrenzungswirkung des Tatbestandes 
auf. Es gibt kaum eine Information über eine Anlage, ein Verfahren oder eine Organisationsstruktur, 
für die sich die abstrakte Möglichkeit einer Beeinträchtigung ausschließen ließe. Der 
Änderungsantrag verstärkt diesen Effekt durch die Erwägung auf Seite 4, wonach auch die 
Zusammenführung für sich genommen weniger sensibler Einzelinformationen erfasst sein kann. In 
der Verwaltungspraxis führt die Kombination beider Elemente dazu, dass die Behörde eine 
Ablehnung stets vertretbar begründen kann, während der Nachweis des Gegenteils nicht zu führen 
ist. Die Regelung wirkt damit als faktische Vollausnahme, obwohl die Begründung auf Seite 4 
ausdrücklich das Gegenteil beabsichtigt.

Hinzu tritt ein Bestimmtheitsproblem eigener Art: Weil die Regelung im Anwendungsbereich 
verortet ist, entfällt zugleich die Begründungspflicht, an der sich die Einhaltung der Schwelle 
überprüfen ließe. Eine niedrige Schwelle und der Wegfall der Begründungspflicht wirken 
kumulativ. Vergleiche die Antwort zu Frage 5.

Wir weisen darauf hin, dass die geforderten Merkmale im geltenden Recht bereits vorhanden sind. 
Es bedarf keiner neuen Schwelle, sondern des Verzichts auf die neue Regelung.

Frage 9

Welche Vor- und Nachteile hat es, wenn der Allgemeinheit Informationen über kritische 
Infrastruktur zugänglich gemacht werden?
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Diese Frage betrifft den Kern unserer fachlichen Einschätzung. Wir tragen sie daher ausführlicher 
vor.

Der erste Vorteil betrifft die Unfallvermeidung. Der überwiegende Teil der tatsächlichen Störungen 
an leitungsgebundener Infrastruktur entsteht nicht durch Sabotage, sondern durch Tiefbauarbeiten, 
in der Branche als Baggerbiss bezeichnet. Tiefbauunternehmen sind auf einen einfachen und 
schnellen Zugang zu Leitungsplänen angewiesen, um Beschädigungen zu vermeiden. Werden diese 
Informationen zurückgehalten oder mit Zugangsbarrieren versehen, steigt das Risiko 
unfallbedingter Schäden. Die Geheimhaltung wirkt hier unmittelbar gegen den angestrebten 
Schutzzweck.

Der zweite Vorteil betrifft die Einsatzfähigkeit der Gefahrenabwehr. Feuerwehr, Technisches 
Hilfswerk und Rettungsdienste benötigen präzise Infrastrukturdaten, um beschädigte Leitungen zu 
lokalisieren und Eigen- wie Fremdgefährdung beurteilen zu können. Unkenntnis über den Verlauf 
einer beschädigten Gasleitung oder eines gebrochenen Hochspannungskabels gefährdet das Leben 
der Einsatzkräfte und verzögert die Hilfeleistung. Pauschale Bereichsausnahmen erzeugen 
strukturelle Zugangsbarrieren, die sich im Krisenfall als Koordinationsprobleme auswirken.

Der dritte Vorteil betrifft die demokratische Kontrolle über Zustand, Finanzierung und 
Funktionsfähigkeit der Daseinsvorsorge. Informationen über Sanierungsstau, 
Investitionsentscheidungen, Betreiberverträge, Kontrollberichte und festgestellte Mängel sind die 
Grundlage dafür, dass Defizite überhaupt benannt und behoben werden. Erfahrungsgemäß entsteht 
der politische Druck zur Ertüchtigung von Infrastruktur erst, wenn deren Zustand öffentlich bekannt 
ist. Informationsentzug in diesem Bereich senkt diesen Druck und wirkt damit resilienzmindernd.

Hierüber hinaus ist eine grundsätzliche Feststellung veranlasst. Demokratische Kontrolle ist keine 
Aufgabe, die der Staat sich selbst erteilt und selbst erledigt. Sie wird von der interessierten 
Öffentlichkeit und von der Presse ausgeübt, und sie kann nur ausgeübt werden, wenn beide wissen, 
worüber sie urteilen. Wer Bürgerinnen und Bürgern sowie Journalistinnen und Journalisten die 
Kenntnis vom Zustand der Infrastruktur entzieht, entzieht ihnen nicht eine Annehmlichkeit, sondern 
die Voraussetzung ihrer verfassungsrechtlichen Rolle. Er macht aus mündigen Beteiligten 
Zuschauer, aus der Wahlentscheidung ein Ratespiel und aus der Kontrolle der Verwaltung eine 
Selbstauskunft der Kontrollierten. Immanuel Kant hat diesen Zusammenhang 1795 in der 
transzendentalen Formel des öffentlichen Rechts auf den Punkt gebracht: „Alle auf das Recht 
anderer Menschen bezogene Handlungen, deren Maxime sich nicht mit der Publizität verträgt, sind 
unrecht." Wer eine Verwaltungsentscheidung nicht öffentlich vertreten will, hat damit regelmäßig 
ein Problem mit der Entscheidung und nicht mit der Öffentlichkeit. Eine Regelung, die ganze 
Aufgabenbereiche des Staates dauerhaft der Publizität entzieht, ist nach diesem Maßstab kein 
Sicherheitsgewinn, sondern ein Rückschritt hinter einen seit über zweihundert Jahren formulierten 
Standard.

Die Nachteile sind demgegenüber eng begrenzt. Sie betreffen konkret ausnutzbare 
Detailinformationen, insbesondere dokumentierte Schwachstellen, Zugangswege und 
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Zutrittskontrollkonzepte, technische Konfigurationen sicherheitsrelevanter Steuerungstechnik sowie 
Einsatz- und Alarmierungsplanungen im Detail. Diese Informationen sind nach geltendem Recht 
bereits zurückzuhalten. Vergleiche die Antwort zu Frage 6.

Diesen begrenzten Nachteilen steht ein grundsätzlicher Einwand gegen den Geheimhaltungsansatz 
gegenüber. Sicherheit durch Verbergen von Informationen, in der Fachdiskussion als Security 
through Obscurity bezeichnet, gilt in der IT-Sicherheit seit Jahrzehnten als untauglich. Für 
physische Infrastruktur gilt nichts anderes. Hierfür sprechen zwei Gründe. Zum einen sind einmal 
veröffentlichte Informationen faktisch nicht wieder geheim zu machen; eine nachträgliche 
Klassifizierung erzeugt eine Sicherheitsillusion, aber keine Sicherheit, weil die Information bereits 
verbreitet ist. Zum anderen sind die zentralen Elemente der Infrastruktur physisch sichtbar. 
Hochspannungsmasten, Umspannwerke, Kabelbrücken und Trafostationen sind ohne jeden Zugang 
zu amtlichen Registern identifizierbar; Trassenführungen folgen erkennbaren Mustern, unterirdische 
Leitungen sind durch Schächte, Markierungen und Beschilderungen auffindbar. Wer gezielt handeln 
will, benötigt keine amtliche Auskunft.

Frage 10

Ist die vorliegende Ausnahmeregelung Informationen für kritische Infrastruktur vom Transparenz 
angemessen, zu stark oder zu schwach eingegrenzt?

Wir weisen zunächst darauf hin, dass die Fragestellung sprachlich unvollständig und daher 
mehrdeutig ist. Die Wendung „Ausnahmeregelung Informationen für kritische Infrastruktur vom 
Transparenz" lässt offen, ob nach der Reichweite der Ausnahme oder nach dem Verhältnis von 
Ausnahme und Transparenzpflicht gefragt wird. Wir verstehen die Frage dahin, dass nach der 
Reichweite der Ausnahme des neuen § 2 Abs. 8 gefragt ist, und beantworten sie in diesem Sinne. 
Sollte ein anderes Verständnis gemeint sein, stehen wir für eine ergänzende Stellungnahme zur 
Verfügung.

Die Regelung ist zu weit gefasst. Zur Begründung im Einzelnen verweisen wir auf die Antworten zu 
den Fragen 3 und 8.

Ergänzend halten wir fest, dass die Regelung in keinem Punkt zu schwach ist, weil sie das 
materielle Schutzniveau gegenüber dem geltenden Recht nicht erhöht. Informationen, deren 
Bekanntwerden eine konkrete Gefährdung der inneren Sicherheit oder der öffentlichen Sicherheit 
begründen kann, sind bereits nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 ThürTG zurückzuhalten. Der Änderungsantrag 
verändert nicht, welche Informationen geschützt werden, sondern ausschließlich, mit welchem 
Verfahren und mit welcher Kontrolldichte über die Zurückhaltung entschieden wird. Er ersetzt eine 
begründungspflichtige und gerichtlich überprüfbare Einzelfallentscheidung durch eine ungeprüfte 
Bereichszuordnung. Der sicherheitsfachliche Gewinn ist daher gleich null, während der 
Transparenzverlust den gesamten Bereich der Daseinsvorsorge erfasst.
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Frage 11

Wäre es sinnvoll, einzelne KRITIS-Sektoren aus den Anwendungsausnahmen herauszulösen?

Nein. Alle Sektoren sind gleich zu bewerten und gleich zu behandeln.

Der Sektorbezug ist bereits der falsche Anknüpfungspunkt. Maßgeblich für die Frage, ob eine 
Information zurückzuhalten ist, kann allein die einzelne Information und ihre konkrete 
Ausnutzbarkeit sein, nicht die Branche oder der Sektor der Stelle, bei der sie vorliegt. Ein 
Herauslösen einzelner Sektoren würde die in den Antworten zu den Fragen 3, 4 und 8 dargestellten 
systematischen Mängel nicht beheben. Es würde lediglich den Kreis der betroffenen Stellen 
verkleinern und zusätzlich sachlich nicht begründbare Ungleichbehandlungen zwischen den 
Sektoren schaffen, obwohl die Schutzbedürftigkeit einer Information nicht sektorspezifisch ist. Eine 
Wasserleitung, eine Stromleitung und eine Datenleitung werfen dieselben Fragen auf.

Die sachgerechte Konsequenz ist daher nicht die Herauslösung einzelner Sektoren, sondern die 
ersatzlose Streichung der Anwendungsausnahme insgesamt.

Frage 12

Sollte eine KRITIS-bezogene Ausnahme ausdrücklich durch eine Abwägungsklausel begrenzt 
werden, wonach ein überwiegendes öffentliches Interesse an der Offenlegung insbesondere bei 
Umwelt- oder Gesundheitsgefahren, Korruption, schweren Rechtsverstößen, erheblichen 
Infrastrukturmängeln, behördlichem Fehlverhalten, hohen öffentlichen Kosten oder massiven 
Auswirkungen auf die Daseinsvorsorge zu berücksichtigen ist?

Innerhalb der vom Änderungsantrag gewählten Systematik ist eine Abwägungsklausel ein 
Fremdkörper. Eine Ausnahme vom Anwendungsbereich ist ihrer Natur nach abwägungsfeindlich, 
weil das Gesetz, aus dem der Abwägungsmaßstab folgt, gerade nicht gilt. Wer eine Abwägung will, 
muss die Regelung in die §§ 12 bis 14 ThürTG verlagern; dort ordnet § 14 ThürTG die Abwägung 
unter Berücksichtigung des Gesetzeszwecks nach § 1 ThürTG bereits an. Damit bestätigt die Frage 
nach der Abwägungsklausel im Ergebnis unsere Kritik an der Verortung in § 2 ThürTG.

Wir halten deshalb an der Empfehlung zur ersatzlosen Streichung fest. Bei Streichung greifen die 
Abwägungsmechanismen des geltenden Rechts ohne weiteres.

Für den Fall, dass der Ausschuss gleichwohl eine ausdrückliche Regelung schaffen will, halten wir 
eine Abwägungsklausel mit den in der Frage genannten Fallgruppen für unverzichtbar, und zwar 
ausschließlich innerhalb der §§ 12 bis 14 ThürTG. Fachlich ist das aus folgendem Grund geboten: 
Informationen über erhebliche Infrastrukturmängel, über den Sanierungsstau, über Ergebnisse von 
Kontrollen und über die Höhe der aufgewendeten öffentlichen Mittel sind genau diejenigen 
Informationen, deren Verfügbarkeit die Behebung dieser Mängel erst auslöst. Ihre Zurückhaltung 
schützt nicht die Infrastruktur, sondern die für ihren Zustand Verantwortlichen. Vergleiche die 
Antwort zu Frage 9.
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Frage 13

Wie sollte gesetzlich sichergestellt werden, dass nicht der bloße Bezug zu einem KRITIS-Sektor 
genügt, um Informationen zu verweigern? Welche Formulierung wäre geeignet, damit etwa 
Informationen über Haushaltsentscheidungen, Vergaben, Betreiberverträge, Sanierungsstau, 
Kontrollberichte, Mängel, Gebühren, Verantwortlichkeiten oder Behördenversagen grundsätzlich 
zugänglich bleiben, soweit keine konkret ausnutzbaren Sicherheitsdetails offengelegt werden?

Am wirksamsten wird dies durch die ersatzlose Streichung des Artikels 7 sichergestellt. Nach 
geltendem Recht genügt der bloße Sektorbezug bereits heute nicht, weil § 12 Abs. 1 ThürTG an 
konkrete Rechtsgüter und an eine konkrete Gefährdung anknüpft und weil § 12 Abs. 4 Satz 1 
ThürTG eine gerichtlich überprüfbare Begründung verlangt. Die in der Frage genannten 
Informationskategorien sind daher nach geltendem Recht grundsätzlich zugänglich, soweit sie keine 
konkret ausnutzbaren Sicherheitsdetails enthalten. Genau dieser Rechtszustand soll aus unserer 
Sicht erhalten bleiben.

Sollte gleichwohl eine ausdrückliche Regelung geschaffen werden, müssten kumulativ drei 
Tatbestandsmerkmale erfüllt sein. Erstens muss die Regelung an die einzelne Information 
anknüpfen und nicht an eine Einrichtung, eine Anlage, einen Sektor oder eine Organisationsform. 
Zweitens muss eine konkrete, auf tatsächliche Anhaltspunkte gestützte und erhebliche Gefährdung 
eines benannten Rechtsguts verlangt werden; die Formulierung „beeinträchtigen kann" ist hierfür 
ungeeignet, vergleiche die Antwort zu Frage 8. Drittens muss die Regelung verlangen, dass die 
konkrete Information unmittelbar geeignet ist, die Vorbereitung oder Durchführung eines Angriffs, 
einer Sabotagehandlung oder einer Störung zu ermöglichen oder wesentlich zu erleichtern; die 
mittelbare Eignung im Wege einer Zusammenführung mit anderen Informationen darf nicht 
genügen, weil dieses Kriterium keinerlei Begrenzungswirkung entfaltet.

Ergänzend wäre klarzustellen, dass Informationen über Haushalts- und Investitionsentscheidungen, 
Vergabeverfahren, Betreiber- und Konzessionsverträge, Gebühren und Entgelte, Zuständigkeiten 
und Verantwortlichkeiten sowie Prüf- und Kontrollberichte keine sicherheitsrelevanten 
Informationen sind, soweit sie keine konkret ausnutzbaren technischen oder organisatorischen 
Einzelheiten enthalten, und dass in diesen Fällen vorrangig Teilzugang nach § 10 Abs. 5 ThürTG zu 
gewähren ist.

Sämtliche dieser Merkmale sind in den §§ 10, 12 und 14 ThürTG bereits angelegt. Der einfachste 
und rechtssicherste Weg bleibt daher die Streichung.

Frage 14

Sehen Sie die Gefahr, dass eine weit gefasste KRITIS-Ausnahme nicht nur gefährliche 
Detailinformationen schützt, sondern auch demokratische Kontrolle über Zustand, Finanzierung 
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und Funktionsfähigkeit öffentlicher Daseinsvorsorge erschwert und welche Änderungen am 
Änderungsantrag wären aus Ihrer Sicht erforderlich, um Schutz kritischer Infrastruktur und den 
Kern des Thüringer Transparenzgesetzes gleichermaßen zu sichern?

Ja, wir sehen diese Gefahr, und zwar nicht als Nebenfolge, sondern als absehbare Hauptwirkung der 
Regelung.

Die demokratische Kontrolle staatlichen Handelns ist nach § 1 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Satz 2 
ThürTG ausdrücklicher Zweck des Gesetzes. Der Änderungsantrag entzieht dieser Kontrolle mit der 
Daseinsvorsorge denjenigen Bereich, der wegen der Höhe der gebundenen öffentlichen Mittel, 
wegen der Monopolstellung der Leistungserbringung und wegen der unmittelbaren Betroffenheit 
der Bevölkerung am kontrollbedürftigsten ist. Die in den Nummern 1 bis 4 des § 2 Abs. 8 
genannten Bereiche umfassen praktisch die gesamte Daseinsvorsorge des Landes sowie erhebliche 
Teile der Landes- und Kommunalverwaltung. Da zugleich Begründungspflicht, Teilzugang, 
Abwägung und Kontrolle durch den Landesbeauftragten für die Informationsfreiheit entfallen, 
vergleiche die Antwort zu Frage 5, verbleibt keine wirksame Korrekturmöglichkeit.

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass dies auch sicherheitsfachlich nachteilig ist. Wenn Zustand, 
Finanzierung und Funktionsfähigkeit der Infrastruktur der öffentlichen Erörterung entzogen werden, 
entfällt der wesentliche Antrieb für Investitionen in Redundanz und Instandhaltung. Geheimhaltung 
stabilisiert dann nicht die Infrastruktur, sondern den Sanierungsstau.

Erforderlich ist aus unserer Sicht keine Änderung des Änderungsantrags, sondern dessen ersatzlose 
Streichung. Der Kern des Thüringer Transparenzgesetzes und der Schutz kritischer Infrastrukturen 
sind gleichermaßen gesichert, wenn es bei den geltenden §§ 5 Abs. 4, 10 Abs. 5, 12 bis 14 ThürTG 
bleibt. Hilfsweise verweisen wir auf die in den Antworten zu den Fragen 12 und 13 genannten 
Mindestanforderungen.

Frage 15

Welche konkreten Änderungen wären aus Ihrer Sicht erforderlich, damit berechtigte 
Sicherheitsinteressen geschützt werden, ohne den Grundgedanken des Transparenzgesetzes – 
nämlich aktive Veröffentlichung, Nachvollziehbarkeit und demokratische Kontrolle – zu 
schwächen?

Erforderlich ist die ersatzlose Streichung des Artikels 7 in der Fassung der Vorlage 8/1930. Weitere 
Änderungen sind nicht erforderlich, weil das geltende Recht die berechtigten Sicherheitsinteressen 
bereits vollständig abdeckt.

Der Änderungsantrag fügt diesem System nichts hinzu, was dem Schutz kritischer Infrastrukturen 
dient. Er entfernt lediglich die Verfahrenssicherungen. Vergleiche die Antworten zu den Fragen 4, 6 
und 13.
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Frage 16

Reicht die im Änderungsantrag vorgesehene Definition „sicherheitsrelevanter Informationen" aus 
Ihrer Sicht aus, um eine missbräuchliche oder überdehnte Anwendung zu verhindern? Wie bewerten  
Sie insbesondere die sehr weiten Begriffe „Systeme, Strukturen, Planungen, Verfahren, Abläufe 
oder Maßnahmen" im Bereich Gefahrenabwehr, Katastrophenschutz, Bevölkerungsschutz, 
Zivilschutz und zivile Verteidigung?

Die Definition reicht nicht aus. Sie verfehlt den ihr in der Begründung auf Seite 6 zugeschriebenen 
Zweck der Anwendungsbegrenzung in dreifacher Hinsicht.

Erstens ist sie zirkulär. § 3 Abs. 1 Nr. 9 definiert sicherheitsrelevante Informationen als 
Informationen, welche die Sicherheit, Funktionsfähigkeit oder Resilienz betreffen. Der zu 
definierende Begriff wird durch sich selbst erklärt. Eine solche Bestimmung schließt keine 
Auslegung aus und begrenzt daher nichts.

Zweitens ist sie nicht auf die Schutzgüter des § 2 Abs. 8 begrenzt. Erfasst werden Informationen zu 
kritischer Infrastruktur „oder sonstiger Einrichtungen, Anlagen oder Teile hiervon". Der Zusatz 
„sonstiger" enthält keine Einschränkung. Damit erstreckt sich die Definition dem Wortlaut nach auf 
jede Einrichtung und jede Anlage, unabhängig davon, ob sie unter eine der Nummern 1 bis 4 des § 2 
Abs. 8 fällt. Statt den Anwendungsbereich zu begrenzen, erweitert die Definition ihn. Wenn eine 
Regelung überhaupt geschaffen werden soll, wäre dieser Zusatz zwingend zu streichen.

Drittens ist die Aufzählung „Systeme, Strukturen, Planungen, Verfahren, Abläufe oder Maßnahmen" 
offen und in ihrer Weite ohne erkennbare Grenze. In Verbindung mit den Bereichen 
Gefahrenabwehr, Katastrophenschutz, Bevölkerungsschutz, Zivilschutz und zivile Verteidigung 
erfasst sie praktisch jede organisatorische Tätigkeit in diesen Bereichen. Betroffen wären dem 
Wortlaut nach unter anderem Zuständigkeitsregelungen, Personalausstattung und Stellenbesetzung, 
Beschaffungsvorgänge und deren Kosten, die Durchführung und die Auswertung von Übungen, 
Fortbildungsstände, der Erfüllungsgrad gesetzlicher Vorgaben sowie Berichte über festgestellte 
Defizite. Die Begründung auf den Seiten 4 und 5 bestätigt diese Weite, indem sie ausdrücklich 
Einsatzplanungen, Alarm- und Führungsstrukturen, Kommunikationssysteme sowie 
organisatorische und operative Abläufe nennt und Lagezentren, Leitstellen, Krisenstabsräume, 
Ausweichsitze und Liegenschaften einbezieht.

Damit würde gerade der Bereich der Öffentlichkeit entzogen, dessen Leistungsfähigkeit für die 
Bevölkerung im Krisenfall entscheidend ist und über dessen Ausstattungsdefizite die Öffentlichkeit 
ein legitimes und dringliches Informationsinteresse hat. Die Begründung stellt zwar wiederholt fest, 
eine pauschale Ausnahme sei „damit nicht verbunden". Diese Feststellung findet im Normtext keine 
Entsprechung. Maßgeblich für die Rechtsanwendung ist der Normtext. Vergleiche die Antworten zu 
den Fragen 3 und 8.
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Frage 17

Welche gesetzlichen Vorkehrungen wären erforderlich, damit bei teilweise sensiblen Informationen 
nicht vollständig abgelehnt wird, sondern vorrangig Schwärzung, Abtrennung, Aggregation, 
zeitliche Zurückstellung oder ein sonstiger Teilzugang geprüft und gewährt werden muss?

Diese Vorkehrungen sind im geltenden Recht bereits vollständig vorhanden. Erforderlich ist daher 
keine neue Vorkehrung, sondern der Verzicht auf die Regelung, die sie ausschaltet.

Im Einzelnen: § 10 Abs. 5 Satz 1 ThürTG verpflichtet die öffentliche Stelle, dem Antrag in dem 
Umfang stattzugeben, in dem der Informationszugang ohne Preisgabe der 
geheimhaltungsbedürftigen Informationen möglich ist; Satz 3 verlangt zusätzlich die Angabe von 
Art und Umfang der Abtrennung oder Unkenntlichmachung. Damit sind Schwärzung, Abtrennung 
und der sonstige Teilzugang bereits als vorrangige Pflicht ausgestaltet. § 10 Abs. 6 Satz 1 ThürTG 
sieht die Mitteilung vor, ob und gegebenenfalls wann der Zugang zu einem späteren Zeitpunkt 
möglich ist, und bildet damit die zeitliche Zurückstellung ab. § 11 Abs. 1 Satz 2 ThürTG eröffnet 
die Wahl zwischen Auskunft, Akteneinsicht und sonstiger Zurverfügungstellung und ermöglicht 
damit auch eine aggregierte oder zusammenfassende Auskunft anstelle der Herausgabe von 
Einzeldokumenten. § 12 Abs. 4 Satz 1 ThürTG stellt sicher, dass die Ablehnung des verbleibenden 
Teils überprüfbar begründet wird, ohne die geschützte Information zu offenbaren.

Sämtliche dieser Bestimmungen setzen die Anwendbarkeit des Gesetzes voraus. Der neue § 2 Abs. 
8 schaltet sie deshalb kollektiv aus. Das ist der schwerwiegendste praktische Effekt der Verortung 
im Anwendungsbereich: Die Regelung führt gerade in den Fällen, in denen ein differenzierter 
Umgang möglich und geboten wäre, zur vollständigen Ablehnung ohne Prüfung des Teilzugangs. 
Vergleiche die Antwort zu Frage 5.

Wird die Regelung gestrichen, gilt die Teilzugangspflicht des § 10 Abs. 5 ThürTG uneingeschränkt 
weiter. Wird gleichwohl eine Regelung geschaffen, so darf sie ausschließlich in den §§ 12 bis 14 
ThürTG verortet werden, weil nur dort § 10 Abs. 5 ThürTG anwendbar bleibt.

Frage 18

Halten Sie es für sachgerechter und wirksamer, den Schutz kritischer und lebenswichtiger 
Infrastrukturen nicht vorrangig durch eine weitreichende Herausnahme von Informationen aus dem  
Anwendungsbereich des Transparenzgesetzes zu erreichen, sondern durch konkrete und gezielte 
Schutz- und Resilienzmaßnahmen für kritische Infrastrukturen selbst, beispielhaft durch stärkere 
Redundanzen und Durchhaltefähigkeiten (z.B. Notstrom-Versorgung), die Verbesserung konkreter 
Sicherheitslücken und Schwachstellen vor Ort an Anlagen, etwa durch geeignetere baulich-
technische Sicherungen oder andere Maßnahmen und wie begründen sie ihre Auffassung?

Ja, eindeutig. Dies ist die zentrale fachliche Aussage unserer Stellungnahme.

Zur Begründung ist zunächst die Fragestellung zu präzisieren. Störungen kritischer Infrastruktur 
haben drei Ursachengruppen: Unfälle durch Dritte, Naturereignisse sowie gezielte Angriffe in 
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Gestalt von Sabotage oder Terrorismus. Keine dieser drei Ursachengruppen wird durch die 
Geheimhaltung von Informationen beeinflusst. Naturereignisse sind gegen Informationsentzug 
indifferent. Unfälle werden durch Informationsentzug wahrscheinlicher, vergleiche die Antwort zu 
Frage 9. Gezielt handelnde Angreifer sind auf amtliche Register nicht angewiesen, weil die 
relevanten Anlagen physisch sichtbar und identifizierbar sind. Eine Maßnahme, die auf keine der 
tatsächlichen Ursachen einwirkt, ist zur Zielerreichung ungeeignet.

Hieraus folgt die maßgebliche Umformulierung des Sicherheitsziels: Ziel einer wirksamen Strategie 
kann nicht die Verhinderung jeder einzelnen Störung sein, sondern allein die Verhinderung von 
Versorgungsausfällen. Diese Umformulierung ist entscheidend, weil sie die Frage von der 
Täterfrage auf die Verwundbarkeitsfrage zurückführt. Die Verwundbarkeit einer Infrastruktur ist der 
Parameter, den der Gesetzgeber tatsächlich beeinflussen kann.

Technische Resilienz wirkt ursachenunabhängig und ist deshalb den in der Fragestellung 
angesprochenen Maßnahmen zuzuordnen. Maßgeblich ist die konsequente Anwendung des 
sogenannten n-1-Prinzips auf allen Netzebenen, wonach die Versorgung auch beim Ausfall einer 
beliebigen Komponente aufrechterhalten bleiben muss. An besonders neuralgischen Punkten ist zu 
prüfen, ob eine Auslegung nach dem n-2-Prinzip erforderlich ist. Entscheidend ist ferner, dass 
Redundanz als Georedundanz ausgeführt wird, also mit räumlicher Trennung der redundanten 
Komponenten, weil rein rechnerische Redundanz bei einem gemeinsamen Schadensereignis am 
selben Ort wirkungslos bleibt. Hinzu treten Durchhaltefähigkeit durch Netzersatzanlagen und 
Notstromversorgung, belastbare Konzepte für die Ersatzversorgung und für die schnelle 
Wiederherstellung sowie baulich-technische Sicherungen unmittelbar an den Anlagen. Investitionen 
in Redundanz sind kostenintensiv, aber sie sind die einzigen Maßnahmen, die Versorgungsausfälle 
tatsächlich verhindern; zugleich senken sie die Attraktivität von Angriffen, weil der erreichbare 
Schaden sinkt.

Für die landesrechtliche Ebene benennen wir eine konkrete Forderung: Der Sektor Staat und 
Verwaltung ist landesrechtlich verbindlich als kritische Infrastruktur zu regulieren, einschließlich 
der kommunalen Ebene. Was der Staat privatwirtschaftlichen Betreibern als zumutbar, 
verhältnismäßig und angemessen vorschreibt, muss für ihn selbst den Mindeststandard darstellen.

Hieran anknüpfend weisen wir auf einen Systembruch des Änderungsantrags hin. Die Begründung 
stellt auf Seite 4 ausdrücklich fest, Nummer 1 orientiere sich an den Begriffsbestimmungen und der 
Systematik des KRITIS-Dachgesetzes. Übernommen wird dessen Sektorensystematik jedoch 
ausschließlich zum Zweck der Geheimhaltung. Korrespondierende Schutz-, Melde-, Nachweis- 
oder Resilienzpflichten für die betroffenen Einrichtungen begründet der Änderungsantrag nicht. 
Verschärfend kommt hinzu, dass die in Nummer 1 aufgezählten Sektoren den Bereich Staat und 
Verwaltung nicht enthalten, während die Nummern 2 und 3 staatliche Einrichtungen, Lagezentren, 
Leitstellen, Krisenstabsräume und Liegenschaften eigens wieder einbeziehen, dies aber allein zu 
dem Zweck, Informationen über sie dem Zugang zu entziehen. Der Änderungsantrag übernimmt 
damit den KRITIS-Begriff für die Geheimhaltung und lässt ihn für die Schutzpflichten aus. Das ist 
die Umkehrung dessen, was zum Schutz der Bevölkerung erforderlich wäre.
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2.3 Weitere Anmerkungen

2.3.1 Zum Verhältnis zum KRITIS-Dachgesetz
Über den in der Antwort zu Frage 18 dargestellten Systembruch hinaus entsteht durch den 
Änderungsantrag eine begriffliche Doppelstruktur. Die Begründung beruft sich auf die 
Systematik des KRITIS-Dachgesetzes, übernimmt dessen Bestimmung kritischer Anlagen aber 
nicht, sondern formuliert in § 2 Abs. 8 Satz 2 Nr. 1 ein eigenes, abweichendes Kriterium, 
wonach es auf eine hohe Bedeutung für das Funktionieren des Gemeinwesens ankommt. Damit 
bestehen für dieselben Einrichtungen zwei nicht deckungsgleiche KRITIS-Begriffe 
nebeneinander, ein bundesrechtlicher für Schutzpflichten und ein landesrechtlicher für den 
Informationsausschluss. Die in der Begründung behauptete bundesrechtliche Anschlussfähigkeit 
wird dadurch nicht erreicht, sondern verfehlt. Für die Rechtsanwendung in den Behörden 
entsteht zusätzliche Unsicherheit. 

2.3.2 Zur Irreversibilität und zur Sicherheitsillusion
Ein erheblicher Teil der von § 2 Abs. 8 erfassten Informationen ist bereits öffentlich verfügbar, 
sei es über das Transparenzportal, über Fachportale, über Bekanntmachungen und 
Planungsunterlagen oder über frühere Auskünfte. Eine nachträgliche Ausnahme vom 
Anwendungsbereich entzieht diese Informationen der Öffentlichkeit nicht mehr. Sie verhindert 
lediglich künftige Auskünfte gegenüber denjenigen, die auf ordnungsgemäßem Wege anfragen, 
also insbesondere gegenüber Tiefbauunternehmen, Presse, Wissenschaft und interessierten 
Bürgerinnen und Bürgern. Gegenüber Personen, die eine Störung tatsächlich beabsichtigen, 
entfaltet sie keine Wirkung. Das Ergebnis ist eine Sicherheitsillusion, die politische 
Aufmerksamkeit bindet, ohne die Verwundbarkeit der Infrastruktur zu verringern. 

2.3.3 Zur fehlenden Folgenabschätzung
Der Änderungsantrag weist weder einen Erfüllungsaufwand für die Verwaltung noch eine 
Abschätzung der Auswirkungen auf die Informationspraxis aus. Wir gehen davon aus, dass der 
Verwaltungsaufwand bei der Bearbeitung von Anträgen nach dem Thüringer Transparenzgesetz 
durch die vorgeschlagene Regelung tatsächlich sinken würde, weil mit dem 
Anwendungsbereich zugleich die Prüfungs-, Begründungs- und Abwägungspflichten entfallen, 
vergleiche die Antworten zu den Fragen 1 und 2. Diese Minderung ist jedoch keine zulässige 
Rechtfertigung, weil sie allein aus dem Wegfall rechtsstaatlicher Sicherungen folgt. Eine 
Folgenabschätzung, die den Minderaufwand dem Verlust an Transparenz und Kontrolle 
gegenüberstellt, fehlt vollständig.

Der Änderungsantrag legt ferner keinen Sachverhalt dar, aus dem sich ergäbe, dass eine nach 
dem ThürTG erteilte Auskunft zu einem Schaden an einer kritischen Infrastruktur beigetragen 
hätte. Die Begründung stützt sich ausschließlich auf eine allgemein beschriebene veränderte 
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Sicherheitslage. Eine derart allgemeine Bezugnahme trägt einen Eingriff in den Kernbereich des 
Gesetzes nicht.
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3 Fazit und Zusammenfassung 
Wir empfehlen die ersatzlose Streichung aller vorgeschlagenen Änderungen am Thüringer 
Transparenzgesetz. 

Die Regelung erhöht die Sicherheit kritischer Infrastrukturen nicht. Sicherheit durch 
Verschweigen („Security through Obscurity“) gilt in der IT-Sicherheit seit Jahrzehnten als 
untauglich, für physische Infrastruktur gilt dasselbe. Die Eingriffsintensität des 
Gesetzesvorschlag ist hingegen erheblich. Erfasst wären Energie, Wasser, Gesundheit, Verkehr, 
Ernährung und weite Teile der Verwaltung, und zwar nicht nur Sicherheitsdetails, sondern auch 
Sanierungsstau, Verträge, Kontrollberichte und Kosten. Der Öffentlichkeit würde damit der 
Blick auf den Zustand ihrer eigenen Versorgung entzogen. 

Ein Schutzgewinn steht dem nicht gegenüber. Gefährliche Informationen sind bereits heute 
zurückzuhalten. § 12 ThürTG benennt die geschützten Rechtsgüter abschließend und verlangt 
eine konkrete Gefährdung. Wir halten diese Vorschrift für ausreichend. Der Einwand, schon die 
Ablehnungsbegründung offenbare das Geheimnis, trifft nicht zu: § 12 Abs. 4 verlangt 
ausdrücklich eine gerichtlich prüfbare Begründung ohne Rückschluss auf die geschützte 
Information. 

Ein Fall, in dem eine Auskunft nach diesem Gesetz Schaden verursacht hätte, wird nicht 
benannt. 

Begründungspflicht, Teilzugang, Abwägung, Aufsicht und gerichtliche Kontrolle entfallen 
vollständig, weil das Gesetz nicht mehr gelten würde. Das spart Verwaltungsaufwand. 
Bürokratieabbau ist es nicht, denn eingespart werden die Kontrollmechanismen selbst. Wer 
kritische Infrastruktur schützen will, muss sie ertüchtigen: Redundanz, Georedundanz, 
Notstromversorgung und bauliche Sicherungen der Anlagen selbst machen Versorgungsausfälle 
unwahrscheinlicher. Eine Leitung wird nicht dadurch sicherer, dass niemand mehr nach ihrem 
Zustand fragen darf. 

Der Freistaat Thüringen sollte darüber hinaus den Sektor Staat und Verwaltung endlich selbst 
als kritische Infrastruktur regulieren und eine Verordnung analog zur BSI-KritisVO erlassen.
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